
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Mit dem Jahressteuergesetz 1996 wurde die steuerliche Berücksichtigung von Auf-
wendungen für ausschließlich betrieblich oder berufl ich genutzte häusliche Arbeits-
zimmer als Betriebsausgaben oder Werbungskosten erstmals eingeschränkt. 

Eine Ausnahme vom grundsätzlichen Verbot des Abzugs solcher Aufwendungen galt 
danach dann, wenn die betriebliche oder berufl iche Nutzung des Arbeitszimmers mehr als 50 % 
der gesamten betrieblichen und berufl ichen Tätigkeiten betrug oder wenn für diese Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stand. Eine unbeschränkte Abzugsmöglichkeit war darüber 
hinaus nur noch zugelassen, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betriebli-
chen und berufl ichen Tätigkeit bildete. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 
7.12.1999 die Verfassungsmäßigkeit dieser Einschränkung bejaht. 

Mit dem Steueränderungsgesetz 2007 wurde die Abzugsmöglichkeit weiter eingeschränkt. Da-
nach erlaubt die Regelung im Einkommensteuergesetz (EStG) den Abzug der Aufwendungen für 
ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung nur noch dann, wenn das Arbeits-
zimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und berufl ichen Betätigung bildet. 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 6.7.2010 entschieden, dass die Neuregelung 
gegen den allgemeinen Gleichheitssatz verstößt, soweit die Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer auch dann von der steuerlichen Berücksichtigung ausgeschlossen sind, wenn für die 
betriebliche oder berufl iche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. 

Der Gesetzgeber ist danach verpfl ichtet, rückwirkend auf den 1.1.2007 durch Neufassung des 
EStG den verfassungswidrigen Zustand zu beseitigen. Die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
dürfen die Vorschrift im Umfang der festgestellten Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz nicht 
mehr anwenden, laufende Verfahren sind auszusetzen. 
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Mit der strafbefreienden Selbstanzeige kann ein Steuerhinterzieher nachträglich 
Straffreiheit erlangen, wenn er durch Berichtigung, Ergänzung oder Nachholung von 
Angaben gegenüber dem Finanzamt dem Fiskus bislang verborgene Steuerquellen 
erschließt. Hinzukommen muss aber die Rückkehr zur Steuerehrlichkeit.

Aus diesem Grund kann z. B. ein Steuerhinterzieher keine Straffreiheit erlangen, wenn er von 
mehreren bisher den Finanzbehörden verheimlichten Auslandskonten nur diejenigen offenbart, 
deren Aufdeckung er fürchtet. Er muss hinsichtlich aller Konten „reinen Tisch“ machen.

Eine Strafbefreiung scheidet dann aus, wenn die Steuerhinterziehung bereits entdeckt ist. Dies ist 
der Fall, wenn nach Aufdeckung einer Steuerquelle unter Berücksichtigung vorhandener weiterer 
Umstände nach allgemeiner kriminalistischer Erfahrung eine Steuerstraftat oder -ordnungswid-
rigkeit naheliegt. Stets ist die Tat entdeckt, wenn der Abgleich mit den Steuererklärungen des 
Steuerpfl ichtigen ergibt, dass die Steuerquelle nicht oder unvollständig angegeben wurde.

Im Falle einer Durchsuchung wegen des Verdachts einer Steuerstraftat oder Steuerordnungswid-
rigkeit kommt eine strafbefreiende Selbstanzeige nicht mehr in Betracht. Dies gilt auch für solche 
Taten, die mit dem bisherigen Ermittlungsgegenstand in sachlichem Zusammenhang stehen. 

Das Landgericht Magdeburg hatte die Strafbarkeit eines Arbeitgebers zu prüfen, der 
keinen verbindlich festgesetzten Mindestlohn zahlte.

Offi ziell waren in dem Unternehmen ausschließlich weibliche Arbeitskräfte (Putz-
frauen) als sogenannte „Minijobber“ beschäftigt. Dem Unternehmer wurde vorge-

worfen, dass die Frauen tatsächlich bei einem Monatslohn zwischen 60 € und 300 € und ei-
nem Arbeitseinsatz von 2 Wochen pro Monat täglich 12 Stunden arbeiten mussten, sodass der 
Stundenlohn weit unter dem Mindestlohn lag. Das Gericht ermittelte Stundenlöhne von maximal 
1,79 € und minimal unter 1 €, die die Putzfrauen erhielten. Der allgemein verbindliche und damit 
gesetzliche Mindestlohn betrug im Tatzeitraum mindestens 7,68 €/Stunde. 

Nach der Revisionsentscheidung des Oberlandesgerichts muss bei der Festsetzung der an die Sozi-
alkassen abzuführenden Beiträge nicht auf den tatsächlich gezahlten (geringeren) Lohn, sondern 
auf den (höheren) Mindestlohn abgestellt werden, der den Arbeitnehmerinnen zustand.  Weiterhin 
hat die Kammer festgestellt, dass Stundenlöhne unter 1 € ganz offensichtlich unangemessen und 
sittenwidrig sind.

Da der Unternehmer die Beiträge zur Sozialversicherung (Kranken-, Renten-, Arbeitslosenver-
sicherung) nur aus dem geringeren tatsächlich gezahltem Lohn und nicht aus dem Mindest-
lohn bezahlte, ging das Gericht davon aus, dass eine Straftat (Vorenthalten und Veruntreuung 
von Arbeitsentgelt) vorliegt. 

Durch das sog. „Verzögerungsgeld“, das vom Finanzamt unter weiteren Vorausset-
zungen festgelegt werden kann, sollen Steuerpfl ichtige zur Erfüllung ihrer Mitwir-
kungspfl ichten zeitnah angehalten werden, insbesondere Anordnungen der Finanz-
behörde Folge zu leisten, wie z. B. die Buchführung wieder ins Inland zu verlagern 
oder den Mitwirkungspfl ichten im Rahmen einer Außenprüfung nachzukommen.

Das Verzögerungsgeld kann im Zusammenhang mit Verstößen gegen die Mitwirkungspfl icht im 
Rahmen einer Außenprüfung festgesetzt werden, wenn der Steuerpfl ichtige

• der Aufforderung zur Rückverlagerung seiner im Ausland befi ndlichen elektronischen Buch-
führung oder Teilen davon nicht nachkommt,

• seiner Pfl icht zur Mitteilung nicht unverzüglich nachkommt,
• den Datenzugriff nicht, nicht zeitnah oder nicht in vollem Umfang einräumt,
• Auskünfte im Rahmen einer Außenprüfung nicht, nicht zeitnah oder nicht vollständig erteilt,
• angeforderte Unterlagen im Rahmen einer Außenprüfung nicht, nicht zeitnah oder nicht voll-

ständig vorlegt,
• seine elektronische Buchführung ohne Bewilligung der Finanzbehörde verlagert hat.

Das Verzögerungsgeld beträgt mindestens 2.500 € und höchstens 250.000 €. Innerhalb dieser ge-
setzlichen Bandbreite können folgende Kriterien für die Bemessung der Höhe von Bedeutung sein:

Dauer der Fristüberschreitung, Gründe der Pfl ichtverletzung, wiederholte Verzögerung bzw. Ver-
weigerung, Ausmaß der Beeinträchtigung der Außenprüfung, Unternehmensgröße, mangelnde 
Mitwirkung, wiederholte Verzögerungsgeldfestsetzungen.
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Unter einer verdeckten Gewinnausschüttung (vGA) ist bei einer Kapitalgesellschaft 
u. a. eine Vermögensminderung (verhinderte Vermögensmehrung) zu verstehen, die 
durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist und in keinem Zusammenhang zu ei-
ner offenen Ausschüttung steht. Für den größten Teil der entschiedenen Fälle hat der 
Bundesfi nanzhof die Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis angenommen, 
wenn die Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter einen Vermögensvorteil zuwendet, 

den sie bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters ei-
nem Nichtgesellschafter nicht gewährt hätte. Ist der begünstigte Gesellschafter ein beherrschen-
der Gesellschafter, weil er z. B. mehr als 50 % der Stimmrechte hält, so kann eine vGA auch dann 
anzunehmen sein, wenn die Kapitalgesellschaft eine Leistung an ihn erbringt, für die es an einer 
klaren, im Voraus getroffenen, zivilrechtlich wirksamen und tatsächlich durchgeführten Vereinba-
rung fehlt. Eine vGA mindert das zu versteuernde Einkommen nicht. 

Nach Auffassung des Finanzgerichts Düsseldorf ist die Auszahlung eines erhöhten Gehaltes trotz 
zivilrechtlicher Unwirksamkeit der Vereinbarung gesellschaftsrechtlich veranlasst und daher 
als vGA zu behandeln. Denn auf eine unwirksame Vereinbarung hätte ein ordentlich und gewis-
senhaft handelnder Geschäftsleiter einem Nichtgesellschafter kein erhöhtes Gehalt gezahlt. 

In Abkehr von seiner Rechtsprechung hat der Bundesfi nanzhof (BFH) mit Urteil vom 
16.3.2010 den Abzug von Schuldzinsen zugelassen, die nach der Veräußerung ei-
ner sog. wesentlichen Kapitalbeteiligung anfallen, weil der Verkaufserlös nicht zur 
Tilgung des bei Anschaffung der Beteiligung aufgenommenen Darlehens ausreicht. 

Derartige nachträgliche Schuldzinsen waren nach der bisherigen Rechtsprechung des 
BFH insbesondere bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung sowie den Einkünften aus 
Kapitalvermögen einheitlich nicht als nachträgliche Werbungskosten abziehbar. Grund für diese 
Rechtsprechung war, dass ein Gewinn aus der Veräußerung der Einkunftsquelle bei den Einkünften 
aus Vermietung und Verpachtung bzw. Kapitalvermögen grundsätzlich nicht steuerbar ist und die 
Zinsen in einen Zusammenhang mit der nicht steuerbaren Vermögensebene gestellt wurden. 

Bereits in der Vergangenheit hatten wir darauf hingewiesen, dass mit der Umsetzung 
der neuen Mehrwertsteuerrichtlinie in deutsches Recht auch die Regelungen für den 
Vorsteuerabzug bei gemischt genutzten Gebäuden geändert werden.

Die derzeitig noch gültige Fassung schreibt vor, dass ein Gebäude, das teilweise be-
trieblich und teilweise privat genutzt wird, insgesamt dem Unternehmensvermögen zugeordnet 
werden kann, mit dem Vorteil, dass die Vorsteuern aus den gesamten Herstellungskosten und den 
laufenden Aufwendungen in voller Höhe abziehbar sind. Im Gegenzug ist die Nutzung des priva-
ten Gebäudeteils der Umsatzsteuer zu unterwerfen.

Durch dieses Verfahren erlangen Steuerpfl ichtige einen Liquiditätsvorteil. Der Unternehmer kann 
demnach bei der Anschaffung oder Herstellung eines gemischt genutzten Gebäudes den vollen 
Vorsteuerabzug geltend machen, der über 10 Jahre durch die Besteuerung der Privatnutzung an-
teilig zurückgeführt wird. Das führt in seiner Konsequenz quasi zu einer Rückzahlung des Vorsteu-
erbetrages innerhalb von 10 Jahren. Dennoch scheint das Modell wegen des Zinsvorteils immer 
noch attraktiv. 

Mit dem Jahressteuergesetz 2010 wird der Vorsteuerabzug für gemischt genutzte Grundstücke 
neu geregelt. Das Zuordnungswahlrecht des Unternehmers, gemischt genutzte Grundstücke – 
Grundstücke die sowohl für unternehmerische Zwecke als auch für Zwecke, die außerhalb des 
Unternehmens liegen, oder für den privaten Bedarf des Personals verwendet werden – im vollen 
Umfang seinem Unternehmen zuzuordnen, bleibt unberührt und somit weiter bestehen. Die Zu-
ordnungsentscheidung sollte dem Finanzamt vorsorglich rechtzeitig schriftlich angezeigt werden, 
damit es bei einer späteren erweiterten unternehmerischen Nutzung zu keiner Benachteiligung 
kommt. Lassen Sie sich in diesem Zusammenhang von uns unbedingt beraten.

Die Neuregelung besagt, dass der Abzug der Vorsteuer für Leistungen im Zusammenhang mit 
einem Grundstück ausgeschlossen ist, soweit sie nicht auf die Verwendung des Grundstücks 
für Zwecke des Unternehmens entfällt. Hiervon unberührt bleiben jedoch Gegenstände, die um-
satzsteuerlich keine Bestandteile des Grundstücks oder Gebäudes sind (z. B. Fotovoltaikanlage). 
Der Vorsteuerausschluss ist entsprechend für Gebäude auf fremdem Grund und Boden anzuwen-
den, da diese Grundstücken gleichzustellen sind.

Die Neuregelungen sind nicht anzuwenden auf Anschaffungs- oder Herstellungskosten von Wirt-
schaftsgütern, die aufgrund eines vor dem 1.1.2011 rechtswirksam abgeschlossenen obligatori-
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-
Zuschlag (mtl.) 
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag
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Sozialversicherungsbeiträge 28.9.2010

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.1.2010 = 0,12 %  1.7.2009 – 31.12.2009 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2010:  Juni =108,1; Mai = 108,0; April = 107,9; März = 108; Februar = 107,5; Januar = 107,1
2009: Dezember = 107,8; November = 106,9; Oktober = 107; September = 106,9
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

schen Vertrages angeschafft worden sind oder mit deren Herstellung vor diesem Datum begonnen 
wurde. Bei Gebäuden, für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, gilt als Beginn der Herstellung 
der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag gestellt wird. Damit schafft der Gesetzgeber Rechtssicherheit 
für die Fälle, in denen der Unternehmer – nach bis zum 31.12.2010 geltender Rechtslage – vollen 
Vorsteuerabzug für gemischt genutzte Grundstücke geltend gemacht hat. 

Durch das Erbschaftsteuerreformgesetz wurden die Begünstigungen für Betriebsver-
mögen, land- und forstwirtschaftliche Vermögen und Anteile von mehr als 25 % an 
Kapitalgesellschaften erweitert. Danach bleiben 85 % des begünstigten Vermögens 
unter weiteren Voraussetzungen steuerfrei, wenn das Verwaltungsvermögen des Be-
triebes unter 50 % liegt; bzw. 100 %, wenn das Verwaltungsvermögen unter 10 % 

liegt. Zum Verwaltungsvermögen gehören u. a. Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke, 
soweit bestimmte Voraussetzungen nicht erfüllt sind. 

Der Gesetzentwurf zum Jahressteuergesetz 2010 (JStG) beinhaltet zwei Regelungen, welche die 
erbschaftsteuerliche Begünstigung von Betriebsvermögen in Zusammenhang mit dem sog. Ver-
waltungsvermögen gravierend einschränken werden. Die Neuregelung soll auf Erwerbe Anwen-
dung fi nden, für die die Steuer nach dem Tag der Verkündung des JStG entsteht. Hier besteht u. U. 
Handlungsbedarf. Wegen der Komplexität des Themas sollten sich betroffene Steuerpfl ichtige 
schnellstens von uns beraten lassen.

Anmerkung: Allgemein gilt darauf hinzuweisen, dass zu den derzeitigen Regelungen des Erb-
schaftsteuergesetzes viele Verfahren anhängig sind. Entsprechende Erbschaftssteuerbescheide 
sollten unbedingt offengehalten werden.

Der Freibetrag und der verminderte Wertansatz für das Betriebsvermögen bei der 
Erbschaftsteuer werden u. a. gewährt, wenn inländisches Betriebsvermögen beim 
Erwerb von Todes wegen auf den Erwerber übergeht. Inländisches Betriebsvermö-
gen ist auch das einem freien Beruf dienende Vermögen. Das Betriebsvermögen bei 
freiberufl icher Tätigkeit umfasst insoweit die Wirtschaftsgüter, die der Ausübung 

des freien Berufs dienen. Ertragsteuerlich wird beim Tod eines Freiberufl ers dessen Betrieb nicht 
zwangsweise aufgegeben, sondern geht trotz der höchstpersönlichen Natur der Tätigkeit als frei-
berufl icher Betrieb auf die Erben über. Diese Beurteilung ist auch für die Betriebsvermögensei-
genschaft maßgebend. 

Der Freibetrag oder Freibetragsanteil und der verminderte Wertansatz fallen mit Wirkung für die 
Vergangenheit weg, soweit der Erwerber innerhalb von 5 Jahren nach dem Erwerb u. a. einen 
Gewerbebetrieb oder einen Teilbetrieb oder einen Anteil an einer Gesellschaft veräußert. 

Das Erbschaftsteuergesetz stellt seinem Wortlaut nach allein auf die Veräußerung des entspre-
chenden Betriebsvermögens ab; die Norm enthält danach keinen Anhalt, dass zwangsweise 
veranlasste Betriebsvermögensveräußerungen von ihrem Anwendungsbereich ausgenommen 
sein könnten. 

Nach Auffassung des Bundesfi nanzhofs in seinem Urteil vom 17.3.2010 wäre es mit dem Gesetz 
unvereinbar, wenn statt auf die Fortführung des Betriebs durch den Erwerber auf die Motive bei 
der Veräußerung abgestellt würde. Denn es soll nur erreicht werden, dass eine Betriebsfortfüh-
rung durch den Erwerber nicht aus Gründen der Erbschaftsteuerbelastung scheitert.
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